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derum analysieren die Praxis der UN-Vollversammlung und 
anderer Organe der Vereinten Nationen und ziehen daraus 
den Schluß, die Deklaration sei zumindest im nachhinein als 
autoritative Interpretation der UN-Charta zu betrachten.5 
Schließlich werden noch die Auffassungen vertreten, die Be­
stimmungen der Deklaration seien ein Indiz für das Vorhan­
densein von Gewohnheitsrecht6 bzw. es sei nur ein Teil der 
Bestimmungen verbindlich.7

Diese verwirrende Vielfalt von Meinungen führt zu der 
eigentlich entscheidenden Frage: Was hat die Allgemeine Er­
klärung in der Zusammenarbeit der Staaten zur Förderung 
der Menschenrechte bisher bewirkt, und was bewirkt sie 
heute noch?

Es steht außer Zweifel, daß die Allgemeine Erklärung 
in einem nicht zu unterschätzenden Maße die Ausarbeitung 
von völkerrechtlichen Konventionen auf dem Gebiet der 
Menschenrechte befruchtet hat, die für die Vertragsstaaten 
verbindlich sind. Im Rahmen der UNO wurden bisher etwa 
20 internationale Verträge abgeschlossen, darunter so wich­
tige wie die Internationale Konvention über Bürgerrechte 
und politische Rechte von 1966, die Internationale Konvention 
über wirtschaftliche, soziale und kulturelle Rechte von 1966, 
die Konvention über die Verhütung und Bestrafung des Ver­
brechens des Völkermords von 1948, die Internationale Kon­
vention über die Beseitigung aller Formen der Rassendiskri­
minierung von 1966, die Internationale Konvention über die 
Bekämpfung und Bestrafung des Apartheid-Verbrechens von 
19738, die Konvention über die Beseitigung aller Formen der 
Diskriminierung der Frau von 1979. Damit wurde ein um­
fangreiches Vertragswerk geschaffen, das von einer großen 
Zahl von Staaten akzeptiert worden ist. Den beiden Konven­
tionen über Bürgerrechte und politische Rechte sowie über 
wirtschaftliche, soziale und kulturelle Rechte gehören gegen­
wärtig (Stand vom 1. März 1988) 87 bzw. 91 Vertragsstaaten 
an.9 10 11 12 Die USA haben sich bisher nur — und zwar erst kürz­
lich — der Völkermordkonvention angeschlossen. 19

Die dem 40. Jahrestag der Annahme der Allgemeinen Er­
klärung gewidmete Resolution 42/131 der UN-Vollversamm­
lung vom 7. Dezember 198711 umreißt noch einmal die prin­
zipielle Bedeutung der Erklärung: Sie war Ausgangspunkt 
für die beiden UN-Menschenrechtskonventionen von 1966 
und damit in gewisser Weise auch für die Ausprägung des 
UN-Menschenrechtskonzepts, das vom Zusammenhang zwi­
schen Frieden, Selbstbestimmungsrecht und Menschenrechten 
sowie von der Unteilbarkeit und wechselseitigen Abhängig­
keit aller Menschenrechte gekennzeichnet ist und vor allem 
in den Resolutionen der UN-Vollversammlung 32/130 vom
16. Dezember 197717 und 40/114 vom 13. Dezember 198513 sei­
nen Niederschlag gefunden hat. Die Allgemeine Erklärung 
war und ist Quelle der Inspiration für nationale und inter­
nationale Anstrengungen auf dem Gebiet der Menschen­
rechte; sie bildet den Rahmen der Menschenrechtsaktivitäten 
der UNO. Dabei ist die Schaffung neuer Normen noch nicht 
abgeschlossen. Erst 1987 ist die Konvention gegen Folter und 
andere grausame, unmenschliche oder erniedrigende Be­
handlung oder Bestrafung vom 10. Dezember 1984 in Kraft 
getreten.14 Heute steht die Staatengemeinschaft kurz vor dem 
Abschluß einer Konvention über die Rechte des Kindes.

Es ist jedoch weder zu erwarten noch erforderlich, daß 
in gleichem Tempo immer neue völkerrechtliche Normen ge­
schaffen werden. Vielmehr kommt es jetzt darauf an, sich 
auf die Erreichung der Universalität und die effektive Um­
setzung der vorhandenen Verträge zu konzentrieren. Genau 
das entspricht auch der Orientierung, die — im Geiste der All­
gemeinen Erklärung — in zahlreichen Beschlüssen der UN- 
Vollversammlung, des Wirtschafts- und Sozialrates sowie der 
UN-Menschenrechtskommission und ihrer Unterkommission 
enthalten ist.

Schaffung einer sozialen und internationalen Ordnung, 
die Menschenrechtsverwirklichung ermöglicht

Die menschenrechtliche Diskussion unserer Zeit konzentriert 
sich zunehmend auf die strukturellen Ursachen für man­
gelnde Verwirklichung der Menschenrechte. In diesem Zu­
sammenhang besinnt man sich gerade auf Art. 28 der Allge-
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meinen Erklärung: „Jeder Mensch hat Anspruch auf eine 
soziale und internationale Ordnung, in welcher die in der 
vorliegenden Erklärung angeführten Rechte und Freiheiten 
voll verwirklicht werden können.“
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